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Einleitung 
 
Am Dienstag, den 28. April 2026 wurde der GdW zur Verbändeanhörung zum Entwurf eines 
Gesetzes zur Änderung des Wärmeplanungsgesetzes (Wärmeplanungsgesetz – WPG) 
eingeladen. 
 
Wir bedanken uns für die Möglichkeit zur Stellungnahme. Wir weisen erneut darauf hin, 
dass fünf Arbeitstage nicht ausreichend sind, um einen Gesetzesentwurf fundiert zu prü-
fen und eine abgestimmte Stellungnahme herzustellen. Wir bitten dringend darum, in Ge-
setzgebungsverfahren als Teil der politischen Kultur wieder zu angemessenen Fristen zu-
rückzukehren. Insbesondere, wenn gleichzeitig mehrere Gesetzgebungsverfahren und Stel-
lungnahmen der Aufmerksamkeit der Verbände und Institutionen verlangen. Wir begrüßen 
es, dass dieser Entwurf als Synopse konsultiert wird, das erleichtert die Arbeit sehr.  
 
Der GdW vertritt als größter deutscher Branchendachverband bundesweit und auf europä-
ischer Ebene rund 3.000 kommunale, genossenschaftliche, kirchliche, privatwirtschaftliche, 
landes- und bundeseigene Wohnungsunternehmen. Sie bewirtschaften rund 6 Millionen 
Wohnungen, in denen über 13 Millionen Menschen wohnen. Der GdW repräsentiert damit 
Wohnungsunternehmen, die fast 30 % aller Mietwohnungen in Deutschland bewirtschaf-
ten. Rund 61 % der deutschen Sozialwohnungen werden von den Wohnungsunternehmen 
bewirtschaftet. Durch diese Mitgliederstruktur ist der GdW Spitzenverband der deutschen 
Wohnungswirtschaft. 
 
Die Wohnungswirtschaft steht in den nächsten Jahren vor vielfältigen Aufgaben: Neubau, 
energetische Modernisierung und Treibhausgasminderung, altersgerechter Umbau, In-
standsetzung und eine Sanierungswelle speziell in den neuen Bundesländern, soziale 
Quartiersentwicklung und Stadtumbau und auch die Anforderungen der zunehmenden Di-
gitalisierung. All diese Aufgaben gilt es zu bewältigen, ohne die Mieter oder die Wohnungs-
unternehmen zu überfordern.  
 
Unser Grundsatz ist die Leistbarkeit und damit die Akzeptanz des Zieles der Treibhausgas-
neutralität bis 2045. Unsere Hinweise für die vorgeschlagenen Maßnahmen sollen dazu 
führen, dass die Wohnungsunternehmen mit ihrer Leistungsfähigkeit frühzeitig und umfas-
send in die Wärmeplanung einbezogen werden.  
 
Wir bitten um Berücksichtigung unserer Hinweise.  
 
Der GdW Bundesverband deutscher Wohnungs- und Immobilienunternehmen e.V. ist im 
Lobbyregister für die Interessenvertretung gegenüber dem Deutschen Bundestag und der 
Bundesregierung unter der Nummer R000112 eingetragen und übt seine Interessenvertre-
tung auf der Grundlage des Verhaltenskodex für Interessenvertreterinnen und Interessen-
vertreter im Rahmen des Lobbyregistergesetzes aus. 
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1 Grundsätzliches zum Referentenentwurf 
 
Der GdW begrüßt grundsätzlich das Ziel des Referentenentwurfs, die kommunale Wärme-
planung weiterzuentwickeln und ihre Umsetzung effizienter zu gestalten. Allerdings sollten 
mögliche Reibungsverluste vermieden werden, insbesondere für Städte und Gemeinden, 
die bereits erhebliche Ressourcen in die Erstellung der Wärmeplanung nach der aktuellen 
Fassung investiert haben. Da die ersten Kommunen ihre Pläne noch in diesem Jahr veröf-
fentlichen müssen und Gemeinden mit weniger als 45.000 Einwohnern bereits mit der Er-
arbeitung begonnen haben, muss unbedingt sichergestellt werden, dass der Übergang zu 
einer veränderten Systematik reibungslos erfolgt – auch für diejenigen, die möglicherweise 
von neuen Regeln profitieren könnten. 
Gerade weil die Ergebnisse der kommunalen Wärmeplanung für das beplante Gebiet recht-
lich nicht unmittelbar verbindlich sind, dürfen Vereinfachungen der Wärmeplanung nicht 
zu einer strukturellen Schwächung ihrer strategischen Aussagekraft führen. Eine Wärme-
planung, die zwar formell schneller erstellt werden kann, deren Ergebnisse aber nur einge-
schränkt geeignet sind, Transformationsentscheidungen vorzubereiten oder Akteurspro-
zesse zu steuern, verfehlt ihren Zweck. Eine solche vorschnell abgeschlossene Wärmepla-
nung kann im Ergebnis zu langfristigen Lock‑in‑Effekten führen, etwa durch unkoordinierte 
Einzelinvestitionen in dezentrale Systeme.  
Die Unternehmen der Wohnungswirtschaft entwickeln ihre Bestände ganzheitlich in lang-
fristigen Portfolio-Strategien, die heute bereits auf eine Klimaneutralität 2045 ausgerichtet 
sind. Die kommunale Wärmeplanung muss diese Strategien aufnehmen und mit einbezie-
hen, um die Leistbarkeit der Bestandshalter sowie der Mieterinnen und Mieter nicht zu 
überfordern.  
Um die Kommunale Wärmeplanung effizienter zu gestalten, enthält der Entwurf insbeson-
dere einen Vorschlag für eine vereinfachte kommunale Wärmeplanung für Gemein-
den mit weniger als 15.000 Einwohnern. Dies birgt jedoch erhebliche Risiken für die er-
folgreiche Zielerreichung der Klimaneutralität bis 2045. Mit den kleinen Kommunen steht 
und fällt die Wärmewende, dass gilt sowohl im Fall einer zu aufwendigen Wärmeplanung 
wie auch der vorschnellen Schlussfolgerung, dass Gemeindegebiet eigne sich ausschließ-
lich für dezentrale Wärmeerzeugungssysteme. Insbesondere besteht das Risiko, dass po-
tenziell tragfähige netzgebundene Lösungen zu früh aus dem Blick geraten. Die Einwohner-
zahl als Kriterium ist fachlich wenig geeignet, um über die planerische Tiefe der Wärmepla-
nung zu entscheiden. Die fachliche Eignung für vereinfachte Wärmeplanung hängt nicht 
primär von der Größe einer Gemeinde ab, sondern von ihrer Siedlungs-, Nutzungs- und 
Versorgungsstruktur. Auch kleinere Gemeinden – insbesondere in ländlichen Räumen – 
weisen häufig heterogene Strukturen auf: historische Ortskerne mit hoher Bebauungs-
dichte, baukulturell wertvolle Bestände mit begrenzten energetischen Sanierungsmöglich-
keiten, öffentliche Liegenschaften, soziale Infrastrukturen, Gewerbestandorte oder kon-
krete Abwärmepotenziale (z. B. aus Kläranlagen, Biogasanlagen oder Gewerbe). In vielen 
dieser Konstellationen können Nah- und Wärmenetze, kalte Netze oder hybride Lösungen 
fachlich und wirtschaftlich sinnvoll sein. 

Bereits heute haben die Bundesländer die Möglichkeit, landesrechtlich zu regeln, dass die 
Wärmeplanung für mehrere Gemeindegebiete gemeinsam erstellt werden kann. Eine Viel-
zahl von Kommunen mit weniger als 45.000 Einwohnern, für die die Frist im Jahr 2028 rele-
vant ist, machen davon bereits Gebrauch. 
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Unabhängig von den geplanten Vereinfachungen bleibt festzuhalten, dass der Referenten-
entwurf wie die Wärmeplanung generell insgesamt hinter den Anforderungen einer inte-
grierten, sektorübergreifenden und umsetzungsorientierten Wärmewende zurückbleibt. 
Die Wärmeplanung ist weiterhin nur unzureichend verzahnt mit der Transformation der 
Gasnetze, dem Ausbau und der Ertüchtigung der Stromnetze, der strategischen Entwick-
lung von Wärmenetzen sowie der Sanierung des Gebäudebestands. Wenn eine kommu-
nale Wärmeplanung bereits heute pauschale Anforderungen an die Sanierungsrate stellt, 
die mit den vorhandenen Ressourcen nicht machbar sind, ist sie zum Scheitern verurteilt. 

Gerade in der aktuellen Umbruchphase prägen Wärmepläne maßgeblich die Investitions-
entscheidungen von Kommunen, Versorgern und Gebäudeeigentümern. Ihre Rolle als lang-
fristiges Steuerungsinstrument sollte daher gestärkt – nicht geschwächt – werden. Gleich-
zeitig müssen die Verantwortlichen die immobilienwirtschaftliche Realität berücksichtigen: 
Pauschale Annahmen, etwa zu Sanierungsraten von zwei Prozent, entsprechen nicht der 
Praxis. Wohnungsunternehmen können Dekarbonisierungsmaßnahmen nur über Mieten 
und Betriebskosten refinanzieren – langfristig planbare Größen, die keine Spielräume für 
unrealistische Vorgaben lassen. Wer hier mit unrealistischen Annahmen zu Tempo und 
Umsetzbarkeit arbeitet, riskiert die Verstärkung sozialer Spannungen insbesondere für an-
gespannte Wohnungsmärkte.  

Uns ist bewusst, dass es zum aktuellen Zeitpunkt unrealistisch ist, die kommunale Wärme-
planung grundlegend in Richtung einer vollständig integrierten, sektorenübergreifenden 
Gesamtplanung weiterentwickelt wird. Viele große Kommunen schließen ihre Wärmepläne 
derzeit ab, andere befinden sich mitten im Prozess. Eine grundlegende Umgestaltung der 
Systematik würde laufende Verfahren erheblich gefährden und ist kurzfristig politisch wie 
administrativ kaum leistbar. 

Gerade deshalb ist es wichtig, dass die jetzigen Anpassungen nicht zu einer weiteren Frag-
mentierung führen, sondern die bestehende Wärmeplanung schrittweise in eine integrierte 
Netzplanung weiterentwickelt wird. Dies betrifft insbesondere die stärkere Verzahnung mit 
der Transformation der Gasnetze, und dem Ausbau der Fernwärme und Stromnetze.  
 
  



3 
 

2 Im Detail 
 
2.1 Kälteplanung 
§ 21 Anforderungen an einen Wärmeplan für ein Gemeindegebiet mit mehr als 45 000 
Einwohnern 
 
6. im Rahmen der erstmaligen Fortschreibung des Wärmeplans nach § 25 um eine Planung 
der Kälteversorgung nach § 21a im beplanten Gebiet ergänzt werden, sowie 
 
Begründung 
Im Sinne der Idee des Gesetzentwurfs – die kommunale Wärmeplanung effizienter und ein-
facher zu gestalten – empfehlen wir die Planung der Kälteversorgung auf Städte und Ge-
meinden mit mehr als 100.000 Einwohnern zu begrenzen. Die zusätzliche Evaluation einer 
Kälteversorgung droht ansonsten die aktuell in Erarbeitung befindlichen Wärmeplanungen 
der Städte und Gemeinden mit weniger als 100.000 Einwohnern weiter zu verzögern und 
zu verteuern. 
 
2.2 Vereinfachte Wärmeplanung 
§ 22a Kleine Wärmeplanung für Gemeindegebiete mit 15 000 Einwohnern oder weni-
ger 
 
Um die Kommunale Wärmeplanung effizienter zu gestalten, enthält der Entwurf insbeson-
dere einen Vorschlag für eine vereinfachte kommunale Wärmeplanung für Gemein-
den mit weniger als 15.000 Einwohnern. Dies birgt jedoch erhebliche Risiken für die er-
folgreiche Zielerreichung der Klimaneutralität bis 2045. Mit den kleinen Kommunen steht 
und fällt die Wärmewende, dass gilt sowohl im Fall einer zu aufwendigen Wärmeplanung 
wie auch der vorschnellen Schlussfolgerung, dass Gemeindegebiet eigne sich ausschließ-
lich für dezentrale Wärmeerzeugung. Insbesondere besteht das Risiko, dass potenziell trag-
fähige netzgebundene Lösungen zu früh aus dem Blick geraten und langfristige Lock‑in‑Ef-
fekte entstehen, etwa durch unkoordinierte Einzelinvestitionen in dezentrale Systeme. 
Die Einwohnerzahl als Kriterium ist fachlich wenig geeignet, um über die planerische Tiefe 
der Wärmeplanung zu entscheiden. Die fachliche Eignung für vereinfachte Wärmeplanung 
hängt nicht primär von der Größe einer Gemeinde ab, sondern von ihrer Siedlungs-, Nut-
zungs- und Versorgungsstruktur. Auch kleinere Gemeinden – insbesondere in ländlichen 
Räumen – weisen häufig heterogene Strukturen auf: historische Ortskerne mit hoher Be-
bauungsdichte, baukulturell wertvolle Bestände mit begrenzten energetischen Sanierungs-
möglichkeiten, öffentliche Liegenschaften, soziale Infrastrukturen, Gewerbestandorte oder 
konkrete Abwärmepotenziale (z. B. aus Kläranlagen, Biogasanlagen oder Gewerbe). In vie-
len dieser Konstellationen können Nah- und Wärmenetze, kalte Netze oder hybride Lösun-
gen fachlich und wirtschaftlich sinnvoll sein. 
Bereits heute haben die Bundesländer die Möglichkeit, landesrechtlich zu regeln, dass die 
Wärmeplanung für mehrere Gemeindegebiete gemeinsam erstellt werden kann. 
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